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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 1 KR 41/15 B 
 
L 6 KR 67/11 (LSG Mecklenburg-Vorpommern) 
S 1 KR 23/09 (SG Rostock) 
 
 
 
……………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Techniker Krankenkasse, 
Bramfelder Straße 140, 22305 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. Juli 2015 durch den  

Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   Prof. Dr.  H a u c k    und   C o s e r i u     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozial-

gerichts Mecklenburg-Vorpommern vom 9. Dezember 2014 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der bei der beklagten Krankenkasse versicherte Kläger ist mit seinem Begehren, die Beklagte 

solle künftig die Kosten verschiedener nichtvertragsärztlicher Untersuchungen, Behandlungen 

sowie nichtvertragsärztlich verordneter Leistungen übernehmen und für die Vergangenheit für 

entsprechende vom Kläger sich selbst verschaffte Leistungen 9228,48 Euro Kosten erstatten, 

bei der Beklagten und den Vorinstanzen ohne Erfolg geblieben. Das LSG hat zur Begründung 

ua ausgeführt, die begehrten Leistungen unterfielen nach den jeweils benannten Rechtsnormen 

und der zitierten Rechtsprechung nicht dem Leistungskatalog der gesetzlichen Kranken-

versicherung (Urteil vom 9.12.2014). 

 

Der Kläger wendet sich mit seiner Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im LSG-

Urteil.  

 

 

II 

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig und daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm 

§ 169 S 3 SGG zu verwerfen. Ihre Begründung entspricht nicht den aus § 160a Abs 2 S 3 SGG 

abzuleitenden Anforderungen an die Darlegung der geltend gemachten Revisionszulassungs-

gründe der grundsätzlichen Bedeutung, der Divergenz und des Verfahrensfehlers. 

 

1. Der Kläger legt die für eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (Zulassungsgrund 

gemäß § 160 Abs 2 Nr 1 SGG) notwendigen Voraussetzungen nicht in der gesetzlich gebotenen 

Weise dar. Wer sich auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache 

beruft, muss eine Rechtsfrage klar formulieren und ausführen, inwiefern diese Frage im ange-

strebten Revisionsverfahren entscheidungserheblich sowie klärungsbedürftig und über den 

Einzelfall hinaus von Bedeutung ist (vgl zB BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 21 S 38; BSG SozR 

3-4100 § 111 Nr 1 S 2 f; BSG SozR 3-2500 § 240 Nr 33 S 151 f mwN). Daran fehlt es. 

 

Der Kläger hält die Klärung der Frage für bedeutsam, 

 "inwieweit alternative Behandlungsmethoden neben der allgemeinen Schulmedizin zuläs-

sig sind und somit im allgemeinen Rechtsverfahren berücksichtigt werden können". 

 

Der Kläger formuliert damit schon keine Rechtsfrage klar. Weder ist die Frage aus sich heraus 

verständlich noch geht sie auf die konkret betroffene Art der unterschiedlichen Leistungsgegen-

stände und die einschlägigen Rechtsgrundlagen ein.  
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2. Der Kläger legt auch den geltend gemachten Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 

Nr 2 SGG) nicht in einer den Anforderungen des § 160a Abs 2 S 3 SGG entsprechenden Weise 

dar. Wer eine Rechtsprechungsdivergenz entsprechend den gesetzlichen Anforderungen dar-

legen will, muss entscheidungstragende abstrakte Rechtssätze in der Entscheidung des Beru-

fungsgerichts einerseits und in dem herangezogenen höchstrichterlichen Urteil andererseits 

gegenüberstellen und dazu ausführen, weshalb beide miteinander unvereinbar seien sollen (vgl 

zB BSG Beschluss vom 28.7.2009 - B 1 KR 31/09 B - RdNr 4; BSG Beschluss vom 

28.6.2010 - B 1 KR 26/10 B - RdNr 4; BSG Beschluss vom 22.12.2010 - B 1 KR 100/10 B - Juris 

RdNr 4 mwN). Eine Abweichung liegt nicht schon dann vor, wenn das LSG einen Rechtssatz 

nicht beachtet oder unrichtig angewandt hat, sondern erst dann, wenn es diesem Rechtssatz 

widersprochen, also einen anderen Rechtssatz aufgestellt und angewandt hat; nicht die Unrich-

tigkeit der Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen 

begründet die Zulassung der Revision wegen Divergenz (vgl BSG Beschluss vom 

19.2.2013 - B 1 KR 24/12 B - Juris RdNr 8 mwN). Der Kläger trägt selbst schon nicht vor, das 

LSG habe einen Rechtssatz bewusst abweichend von höchstrichterlicher Rechtsprechung auf-

gestellt.  

 

3. Der Kläger bezeichnet auch einen Verfahrensmangel nicht ausreichend. Nach § 160 Abs 2 

Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte Verfahrens-

mangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verlet-

zung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem 

das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Wer eine Nichtzulassungsbeschwerde 

darauf stützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), muss die den Verfahrensmangel (vermeintlich) 

begründenden Tatsachen substantiiert darlegen, um den Verfahrensmangel zu bezeichnen 

(§ 160a Abs 2 S 3 SGG; vgl hierzu zB BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 36). Daran fehlt es. 

 

Der Kläger rügt bloß, das LSG habe seine Begründungspflicht verletzt, indem es lediglich mit 

einem Satz begründet habe, wieso es dem nach § 109 SGG eingeholten Gutachten nicht gefolgt 

sei. Dies sei unzureichend und nicht sachgerecht. Der Kläger legt damit das Fehlen von Ent-

scheidungsgründen nicht schlüssig dar. 

 

Entscheidungsgründe fehlen Urteilen nicht bereits dann, wenn die Gründe sachlich unvollstän-

dig, unzureichend, unrichtig oder sonst rechtsfehlerhaft sind (vgl BSG SozR Nr 79 zu § 128 

SGG; BSG Beschluss vom 10.3.2011 - B 1 KR 134/10 B - Juris RdNr 11 mwN). Infolgedessen 

legt eine Beschwerdebegründung das Fehlen von Gründen nicht schlüssig dar, wenn sie ledig-

lich geltend macht, das LSG habe weitere, konkret benannte rechtliche oder tatsächliche 

Gesichtspunkte behandeln müssen. Im Kern greift sie damit nicht das Fehlen von Entschei-

dungsgründen, sondern die Richtigkeit der Entscheidung an. Solches Vorbringen reicht indes 

7 

8 

9 

10 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 - 

 

 

  

 

nicht aus, um die Revision zuzulassen (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7; BSG Beschluss vom 

8.2.2006 - B 1 KR 65/05 B - Juris RdNr 15; BSG Beschluss vom 10.3.2011 - B 1 KR 

134/10 B - Juris RdNr 11 mwN). So liegt es hier. 

 

4. Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

5. Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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